
Die Mitglieder des Präsidiums hatten diesen Antrag gestern 
abend. Daraufhin ist über einen solchen Abänderungsantrag ge­
redet worden. Daraufhin hätte die Vorbereitung erfolgen kön­
nen. Ich brauche ihn jetzt schriftlich, sonst kann ich ihn nach Ge­
schäftsordnung nicht verhandeln. Mir reicht es auf einem Zettel, 
aber er muß hier vorliegen.

(Unruhe im Saal)

Tut mir leid, mehr an Zugeständnissen kann ich nicht machen. 
Ich muß ihn hier schriftlich haben, sonst verhandle ich ihn nicht.

Bitteschön, der Minister hat noch einmal das Wort.

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Meine Damen und Herren! Ich will nur eine Anmerkung ma­
chen. Es ist durchaus nicht in das Belieben des Ministeriums der 
Justiz gestellt, wann Gesetze in Kraft treten, sondern dies ist ei­
ne Entscheidung dieses Hohen Hauses.

(Vereinzelt Beifall bei den Koalitionsparteien)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich sehe, daß der Abgeordnete den Zettel schreibt und ich in 
'"'wenigen Minuten den Antrag schriftlich vorliegen habe. In Er­

wartung dieser schriftlichen Einreichung des Antrages: Sind Sie 
bereit, über diesen Abänderungsantrag schon abzustimmen, da 
er in der Sache ganz klar ist? Er besagt, daß im Punkt 1 und im 
Punkt 2 jeweils der zweite Satz gestrichen werden soll. Wir wür­
den dann zunächst über diese Abänderung abstimmen. Findet 
sie die Mehrheit dieses Hauses, dann wird über die Gesamtvorla­
ge in der veränderten Fassung abgestimmt. Sind Sie bereit, jetzt 
schon darüber abzustimmen? - Ich sehe keinen Widerspruch.

Dann frage ich: Wer von den Abgeordneten ist dafür, daß ent­
sprechend dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne diese 
zweiten Sätze gestrichen werden, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Wer ist dagegen? - Das ist eindeutig die Mehrheit, die da­
gegen ist. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich brauche ihn aber trotzdem schriftlich. Ich habe nur in Er­
wartung dieses Zettels abstimmen lassen, damit wir schnell ent­
scheiden können. Damit ist klar, welcher Antrag jetzt zur Ab­
stimmung steht, nämlich der ursprüngliche Antrag, wie er Ihnen 
in Drucksache 8 vorliegt.

Wer diesem Antrag des Ministerrates zustimmt, den bitte ich 
^m das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der 
Stimme? - Bei drei Gegenstimmen und einigen Enthaltungen ist 
der Antrag des Ministerrates so beschlossen. Damit ist der Ta­
gesordnungspunkt 3 erledigt.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten, die ich jetzt zu­
sammen aufrufen und behandeln möchte, was gemäß unserer 
Geschäftsordnung möglich ist.

Wir kommen also zu Punkt4 der Tagesordnung:

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne zur Inkraftsetzung 
eines Vorläufigen Grundgesetzes für die Deutsche Demo­
kratische Republik 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 9),

verbunden mit Punkt 5 der Tagesordnung:

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne zur Volksabstim­
mung über eine neue Verfassung 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 10).

Der Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Grüne hat das Wort zur 
Einbringung der Anträge. Herr Abgeordneter Ullmann, bitte 
schön.

Dr. Ullmann (Bündnis90/Grüne):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Der 
Text liegt Ihnen vor. Ich kann darum auf eine Verlesung verzich­
ten, und ich möchte jetzt auch nur eines unterstreichen, nämlich 
daß dieses Land eine neue Verfassung braucht. Das ist heute 
schon mehrfach unterstrichen worden, bei der Eidesfrage und in 
anderem Zusammenhang. Und darin sind sich auch alle einig, 
die am 7. Dezember gemeinsam die Verantwortung für die demo­
kratische Umgestaltung übernahmen und noch am gleichen Ta­
ge beschlossen, mit der Erarbeitung einer neuen Verfassung zu 
beginnen.

Das war kein privater Entschluß und keine Privatinitiative, 
sondern eine Entscheidung aller damals politischrelevanten 
Kräfte des Landes. Es handelte sich um Volkskammerparteien, 
die sich uns und den Bürgerinitiativen angeschlossen hatten auf 
einem Weg, der im Oktober begann, als wir öffentlich, und da­
mals noch vom Ministerium für Staatssicherheit observiert, zum 
Kampf gegen den Führungsanspruch der SED und das Block­
parteiensystem aufriefen.

Aber wir wollen jetzt nicht zurückblicken, sondern vorwärts 
und sagen in diesem Sinne: Das Land braucht eine neue Verfas­
sung und nicht ein Konglomerat von Altem und Neuem.

Wir blicken nach vorn und sagen, wir brauchen diese Verfas­
sung so schnell wie möglich; denn es muß der Zustand so schnell 
wie möglich beendet werden, daß das Parlament, mühsam von 
Verfassungsänderung zu Verfassungsänderung stolpernd, sich 
immer neu den Weg zur Freiheit der gesetzgeberischen Arbeit 
erst freischaufeln muß.

Das Land braucht eine neue Verfassung und das sagen wir 
auch gegen all jene, die in leichtfertiger Weise den Zustand der 
Verfassungslosigkeit in unserem Land proklamieren und sich 
dafür gar noch auf die Revolution des Herbstes berufen. Wir wis­
sen leider nur zu gut Bescheid über die Hintergründe dieser Po­
sition.

Es ist jene Verfassungsdoktrin, die laut Bundesverfassungs­
gerichtsurteil 1973 - Leitsatz 7 besagt, daß es der Bundesregie­
rung verbotenist, meine Damen und Herren, verboten,-und 
das ist nicht eine Alternative, die Bündnis 90/Grüne erfindet, 
sondern die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellt wurde -, 
also die es der Bundesregierung verbietet, bei Aufnahme ande­
rer Teile Deutschlands in den Gültigkeitsbereich des Grundge­
setzes den Weg des Einvernehmens mit einem gleichberechtig­
ten Partner zu gehen.

Ich wäre ja zutiefst einverstanden, wenn die freundliche Inter­
pretation, die der Herr Ministerpräsident über Artikel 23 heute 
hier vorgetragen hat, zuträfe, aber ich fürchte, die authentische 
Interpretation wird nicht vom Ministerpräsidenten der DDR, 
sondern von anderen Leuten geliefert, die die diesem Urteil ent­
sprechende Politik ja schon exekutieren. Partner kennt dieses 
Verfassungsgerichtsurteil nicht.

Das Selbstbestimmungsrecht der DDR-Bevölkerung wird wie­
der einmal, wie in den 40 Jahren zuvor, zur bloßen Akklamation 
erniedrigt, und es ist dies, was mich bewegt, heute hier zu unter­
streichen, daß wir eine neue Verfassung brauchen in einem Mo­
ment, wo das, was einige Leute Wiedervereinigung nennen, dar­
in besteht, Meistbegünstigungsklauseln den Meistverdienen- 
den einzuräumen,

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und PDS)

Volkseigentum durch Umschuldungen an interessierte Banken 
zu verschenken. Und was der Herr Wirtschaftsminister heute zu 
diesem Problem gesagt hat, bestärkt mich in meinen ärgsten Be­
fürchtungen. Er hat doch tatsächlich den schwarzen Humor, das 
Volkseigentum zu Vorkaufsrechten dem Volk anzubieten.

(Bewegung im Saal)

Ich sage, wir brauchen eine Verfassung und einen Rechts­
schutz in einer Situation, in der in Häuser von DDR-Bürgern
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